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1ANTRÄGE NACH SACHGEBIETEN

M 002
Lfd.-Nr. 1129

DGB-Bezirksvorstand Berlin-Brandenburg

Beschluss des DGB-Bundeskongresses:
Annahme als Material an den DGB-Bundesvorstand

Solidarische und paritätische Finanzierung der
sozialen Sicherungssysteme

Für folgende sozialpolitische Schwerpunkte sollen

sich der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften in

den nächsten vier Jahren einsetzen:

1. Aufrechterhaltung bzw. Wiederherstellung paritätischer
Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme Krankenver­
sicherung, Rentenversicherung, Pflegeversicherung und
Arbeitslosenversicherung - ausgenommen Niedrig­
lohnjobs,

2. keine zusätzlich kapitalgedeckte Zusatz-Pflichtversiche­
rung in der Pflegeversicherung,

3. Einführung einer Bürgerversicherung und damit auch
4. Abschaffung der Beitragsbemessungsgrenze und der Pf­

lichtversicherungsgrenze in der Krankenversicherung.

Begründung:

Von Anbeginn der Arbeiterbewegung war die Krankenver­
sorgung der Beschäftigten durch den Arbeitgeber eine unserer
zentralen Forderungen.
Arbeit ist auch heute noch in allen Bereichen mit von ihr aus­
gehenden Krankheiten, sei es durch physische oder psychische
Belastungen, verbunden.
Arbeitnehmer sollen sich auf Sozialleistungen verlassen kön­
nen. Darauf hat der DGB den Schwerpunkt seiner Kampagnen
und Aktivitäten auszurichten. Die gesetzliche Krankenversiche­
rung muss zu einhundert Prozent solidarisch und paritätisch fi­
nanziert sowie mittel- und langfristig zu einer Bürgerversiche­
rung weiterentwickelt werden. Wir verstehen, dass das Finan­
zierungsdefizit der gesetzlichen Krankenversicherungen end­
lich ein Ende haben muss.
Gerade weil wir sie als essentielle Stütze unseres Sozialsys­
tems sehen, halten auch wir alle Maßnahmen mit der Ziel­
setzung ihres Erhalts für notwendig und grundsätzlich be­
grüßenswert. Deshalb ist eine Ausweitung auf Miet- und
Pachteinnahmen, auf besserverdienende Personengruppen
und Beamte unumgänglich. An diesem Ziel halten wir fest.
In der vom Gesundheitsminister eingebrachten Reform wird
die, ehemals paritätisch verteilte, Finanzierung der Kran­
kenkassenbeiträge für künftige Erhöhungen der Beiträge ein­
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2DEUTSCHER GEWERKSCHAFTSBUND

seitig zu Lasten der lohnabhängig Beschäftigten umge­
wandelt. Auch in Zukunft gilt für die Pflegeversicherung das
Leistungs- und Solidarprinzip. Deshalb muss sie mit in das
Konzept für eine Bürgerversicherung eingebunden werden. Ei­
ner weitergehenden Privatisierung durch eine zusätzliche ka­
pitalgedeckte Zusatzpflichtversicherung, wie von der FDP vor­
angetrieben, werden wir entschieden entgegentreten.
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